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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Verunglimpfung der Deutschen nicht hinnehmbar – Bundesministerin Bas entlassen 

Der Landtag stellt fest: 
 
1. Die Äußerungen der Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas, beim Akti-

onstag „Zusammenhalt in Vielfalt“ am 21. Mai 2026 in Berlin stellen eine pauschale 

Herabsetzung der Deutschen dar und sind mit der besonderen Verantwortung eines 

Regierungsamtes nicht vereinbar. 

2. Bundesministerin Bärbel Bas hat durch diese Äußerungen das für die Ausübung ihres 

Regierungsamtes erforderliche Vertrauen verloren. 

 
Der Landtag möge beschließen: 
 
1. Der Bundeskanzler wird aufgefordert, dem Bundespräsidenten gemäß Art. 64 Abs. 1 

GG die Entlassung der Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas, vorzu-
schlagen.  

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, im Bundesrat einen Antrag auf Fassung einer 
Entschließung einzubringen oder zu unterstützen, mit der der Bundesrat den Bundes-
kanzler auffordert, dem Bundespräsidenten gemäß Art. 64 Abs. 1 GG die Entlassung 
der Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Bärbel Bas, vorzuschlagen. 

Begründung: 

Gemäß Art. 20 Abs. 2 GG geht alle Staatsgewalt vom Volke aus. Auch die Verfassung des 
Landes Brandenburg bestimmt in Art. 2 Abs. 2: „Das Volk ist Träger der Staatsgewalt.“ Der 
demokratische Staat des Bundes und der Länder beruht damit auf der Achtung vor dem Volk 
als Souverän.  

Bundesminister stehen in besonderer verfassungsrechtlicher Verantwortung. Sie leisten 
nach Art. 64 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 56 GG den Eid, ihre Kraft dem Wohle des deut-
schen Volkes zu widmen, seinen Nutzen zu mehren und Schaden von ihm zu wenden.  

Bundesministerin Bärbel Bas äußerte auf dem Aktionstag „Zusammenhalt in Vielfalt“ am 21. 
Mai 2026 in Berlin den Wunsch, „Farbe (zu) bekennen“ und sich gegen das sogenannte 
„Einheitsgrau“ in Deutschland zu wenden, das sie sogar „braun“ nennen würde. Sie verband 
diesen Wunsch mit der Erklärung, Deutschland brauche nicht nur wegen des Arbeitsmarktes 
Zuwanderer, sondern „auch für die Vielfalt in unserer Gesellschaft“. 
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Mit ihren Wertungen auf dem „Tag der Vielfalt“ würdigt Bundesministerin Bas pauschal die 
Deutschen herab und stellt sie unter den Generalverdacht nationalsozialistischer Prägung. 
Dies wiegt besonders schwer, weil sich Frau Bas nicht als Privatperson, sondern offiziell als 
Bundesministerin äußerte. Der Wunsch, den Charakter Deutschlands und der Deutschen 
durch Zuwanderung zu korrigieren, ist mit einem Regierungsamt in der Bundesrepublik 
Deutschland unvereinbar. 

Die Bürger Brandenburgs sind Teil des deutschen Volkes und zugleich Träger der Staats-
gewalt im Land Brandenburg. Die pauschale Herabsetzung der Deutschen durch Frau Bas 
betrifft also auch die demokratische Legitimationsgrundlage des Landes Brandenburg. Sie 
belastet das Vertrauen in die Verfassungsorgane des Bundes und erschwert das Zusam-
menwirken von Bund, Land und Bürgern. 

Art. 3 Abs. 3 GG verbietet Benachteiligungen wegen Abstammung, Sprache, Heimat und 
Herkunft. Der Staat, und damit seine Repräsentanten, darf Menschen nicht nach Herkunft 
oder Zugehörigkeit abwerten. Das gilt auch gegenüber Deutschen ohne Migrationshinter-
grund. Eine Ministerin, die sich diskriminierend über ihr eigenes Volk erhebt, ist untragbar. 

 

 


